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Versicherung gegen 
katastrophalen Klimawandel

Dass sich die Erde erwärmt, und dies
hauptsächlich durch den Menschen ver-
ursacht ist, kann mittlerweile nicht mehr
ernsthaft bezweifelt werden. Umstritten ist
die Frage, in welchem Ausmaß die Fol-
gen Anlass zur Sorge geben. Da die ge-
nauen Auswirkungen der Erderwärmung
nicht mit Sicherheit vorhersagbar sind und
Klimaschutz Kosten verursacht, erschei-
nen manchen Beobachtern Anpassungs-
maßnahmen an den Klimawandel kosten-
günstiger als Maßnahmen zur die Reduk-
tion der CO2-Emissionen; zumal Anpas-
sungsmaßnahmen auf lokaler Ebene
durchgeführt werden, ihr Nutzen unmittel-
bar in der Region sichtbar wird und es kei-
ner komplizierten internationalen Verein-
barungen bedarf (vgl. Prins et al. 2010).
Auf den ersten Blick erscheint dieses Ver-
halten rational. Es kann aber nur gelten,
wenn sichergestellt ist, dass die Anpas-
sung an den Klimawandel auch bei einem
Anstieg der globalen Mitteltemperatur von
möglicherweise deutlich mehr als 4°C
noch zu akzeptablen Kosten möglich ist.
So besteht Unsicherheit über das genaue
Ausmaß der Erderwärmung gegeben ei-
ne Verdopplung der atmosphärischen
Treibhausgasemissionen, die sogenannte
Klimasensitivität. Hier kann eine drastische

Reaktion des Erdsystems nicht ausge-
schlossen werden (vgl. IPCC 2007). Zu-
dem hat die Klimaforschung bereits mög-
liche Ereignisse identifiziert – sogenannte
»Kippschalter«, wie das Abschmelzen des
Grönlandeisschilds oder ein Austrocknen
des Amazonasregenwaldgebiets (vgl. Len-
ton et al. 2008) –, deren Eintreten zu irre-
versiblen, großskaligen und vielleicht ka-
tastrophalen Umweltschäden führen könn-
te, bei denen die Anpassungsstrategie an
ihre Grenzen gerät. Der genaue Schwel-
lenwert, an dem diese »Kippschalter« ak-
tiviert werden, ist jedoch ungewiss. 

Wenn aber die Schäden des Klimawan-
dels potenziell katastrophal sind – auch
wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit dafür
sehr gering wäre – und wenn diese Ka-
tastrophe mit allen Mitteln verhindert wer-
den soll, dann versagen die üblichen Me-
thoden der Kosten-Nutzen Analyse, da
die Zahlungsbereitschaft zur Vermeidung
einer Menschheitskatastrophe gegen un-
endlich geht (vgl. Weitzman 2009). Eine
alternative Strategie des Risikomanage-
ments ist es, den Klimawandel zumindest
so weit zu begrenzen, dass irreversible
und potenziell katastrophale Schäden
weitestgehend ausgeschlossen werden
können (vgl. Weitzman 2010). Das in den
Vereinbarungen von Kopenhagen und
Cancún erwähnte globale 2°C-Ziel lässt
sich in genau diesem Sinn interpretieren,
und seine Kosten können als »Versiche-
rungsprämie« gegen einen katastropha-
len Klimawandel verstanden werden. Die
Anpassung an den Klimawandel ist dar -
über hinaus erst dann sinnvoll, wenn ka-
tastrophale Risiken vermieden werden
können (vgl. Edenhofer et al. 2010a).
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In diesem Zusammenhang wird es in den nächsten Jahren
zu einer heftigen Debatte darüber kommen, wie viel die
Menschheit für diesen Versicherungsschutz zu zahlen be-
reit ist. So argumentieren die Inselstaaten bereits jetzt, dass
das 2°C-Ziel unzureichend ist, weil damit bereits das Ver-
schwinden kleinerer Inseln wie Tuvalu oder der Malediven
sehr wahrscheinlich ist. Die Industrie- und Schwellenländer
dagegen befürchten, dass die Einhaltung des 2°C-Ziels ih-
re wirtschaftliche Entwicklung beschränkt. Ökonomische
Analysen beziffern die Kosten des Klimaschutzes zur Ein-
haltung eines 2°C-Ziels, das mit relativ hoher Wahrschein-
lichkeit erreicht wird, auf 0,5 bis 2% des gesamten globa-
len Bruttosozialprodukts bis 2050 (vgl. Knopf, Luderer und
Edenhofer 2011). Sollten einige Vermeidungstechnologien
nicht zur Verfügung stehen oder die globalen klimapoliti-
schen Bemühungen durch zeitliche Verzögerungen ineffi-
zient sein, können diese Kosten allerdings auch höher aus-
fallen (vgl. Edenhofer et al. 2009; 2010b). 

Ein global optimales Stabilisierungsziel kann wegen der ver-
bleibenden Unsicherheiten bei den Folgen der Klimaverän-
derung nicht eindeutig festgelegt werden. Deshalb muss
man das 2°C-Ziel auch als möglichen Fokuspunkt einer glo-
balen gesellschaftspolitischen Risikodebatte verstehen, mit
dem die erforderliche Konvergenz von Erwartungen und ab-
gestimmtes kollektives Handeln auf globaler Ebene über-
haupt erst möglich wird (vgl. Schelling 1960; Jaeger und
Jaeger 2010). 

Transformation der fossilen Ressourcenrente 
in die Klimarente 

Durch die Festlegung eines Klimaziels wird die Atmosphä-
re als knappes globales Gemeinschaftsgut definiert. Dies
führt einerseits dazu, dass die Besitztitel der Eigentümer
von Kohle, Öl und Gas entwertet werden, da global ein
höherer Bestand an fossilen Energieträgern im Boden liegt,
als die Menschheit nach Abschluss eines ambitionierten Kli-
mazieles in die Atmosphäre emittieren darf. Die Begrenzung
der Nachfrage nach fossilen Ressourcen führt zu einer Sen-
kung ihrer Preise (vgl. Leimbach et al. 2010). Andererseits
wird der atmosphärische Deponieraum zu einer knappen
Ressource, deren Wert steigt, so lange fossile Energieträ-
ger genutzt werden. Damit werden die Eigentums- bzw.
Nutzungsrechte an der Atmosphäre, die bisher kostenlos
nutzbar war, Gegenstand eines globalen Verteilungsprozes-
ses. Insgesamt kommt es zu einer Umverteilung von Ver-
mögen und Einkommen zwischen den Eigentümern der fos-
silen Ressourcenbestände und den noch zu definierenden
Eigentümern der Atmosphäre. Die aus der Knappheit der
fossilen Energieträger resultierende Ressourcenrente wird
in die aus der Knappheit der Deponie Atmosphäre entste-
hende Klimarente transformiert. Dieser ökonomische Zu-
sammenhang verdeutlicht, warum es gegen jede ambitio-

nierte Klimapolitik von den betroffenen Gruppen erhebli-
che Widerstände geben wird.

Die Klimapolitik könnte aber auch aus liberaler Perspekti-
ve als illegitimer Angriff auf die zu schützende Institution des
Privateigentums verstanden werden, da die Eigentumsrech-
te an Kohle-, Öl- und Gasressourcen entwertet werden. Un-
terstellt man allerdings eine Sozialpflichtigkeit des Privatei-
gentums und geht man davon aus, dass Emissionen aus
der Verbrennung fossiler Ressourcen schädlich sind und
durch Klimaschutz Risiken, die aus diesen Verbrennungs-
prozessen resultieren, abgewendet werden, dann lässt ist
die Überführung der privaten Ressourcenrente in die Klima-
rente ethisch begründen (vgl. Edenhofer, Flachsland und
Brunner 2011). Auch ökonomisch ist eine Besteuerung von
Renteneinkommen aus begrenzt verfügbaren Produktions-
faktoren sinnvoll, da diese Steuern – im Gegensatz etwa
zu Steuern auf Kapital, Arbeit oder Markttransaktionen –
kaum Effizienzverluste verursachen und bevorzugt zur Fi-
nanzierung öffentlicher Güter verwendet werden (vgl. Vivid
Economics 2012). 

Es stellt sich also die Frage, wie die Klimarente verteilt wer-
den soll. Dieser Verteilungskonflikt ist einer der zentralen
Gründe für den bisher äußerst geringen Erfolg internationa-
ler Abkommen.

Ethische Herausforderungen in der Allokation der
Klimarente

Eine effiziente Nutzung des atmosphärischen Deponieraums
kann entweder mit einer CO2-Steuer oder durch ein Emis-
sionshandelssystem gesteuert werden. Wir betrachten hier
nur die Option eines Emissionshandelssystems, da der Emis-
sionshandel im Kyoto-Protokoll festgelegt wurde und in der
EU verankert ist und er gegenüber einer CO2-Steuer einige
Vorteile hat (vgl. Edenhofer und Kalkuhl 2009). 

Beim Emissionshandelssystem wird die Gesamtmenge der
Emissionen durch die Ausgabe von Emissionsrechten be-
grenzt, die zwischen den Marktteilnehmern handelbar sind.
Jeder, der Kohle, Öl oder Gas verbrennen will, muss das
entsprechende Emissionsrecht erwerben. Bei steigender
Nachfrage am Emissionsmarkt steigt der Preis der Emissi-
onsrechte. Dadurch werden Verfahren marktfähig, die kei-
ne fossilen Energieträger nutzen und nicht auf den Zukauf
von Emissionszertifikaten angewiesen sind. 

Eine globale Klimazentralbank oder eine Koordination zwi-
schen regionalen Klimazentralbanken könnten das verblei-
bende Kohlenstoffbudget für die Menschheit treuhänderisch
verwalten (vgl. Barnes et al. 2008). Ihre Aufgabe wäre die
Stabilisierung von Erwartungen, um einen Anreiz für tech-
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nologische Innovationen und eine effiziente Planung von
Emissionsreduktionen über die Zeit zu ermöglichen. 

Hierfür sind zwei Voraussetzungen notwendig:

– die Festlegung eines globalen Kohlenstoffbudgets, also
die »Deponiegröße«, und

– die Festlegung der regionalen Verteilung der Nutzungs-
rechte.

Ersteres ist mit der Einigung auf das 2°C-Ziel geschehen,
da sich von dem Temperaturziel das kumulative Emissi-
onsbudget ableiten lässt (vgl. Meinshausen et al. 2009).
Am zweiten Punkt sind die Verhandlungen bisher geschei-
tert. Die Industrieländer fordern eine Aufteilung des verblei-
benden Deponieraums nach Maßgabe gegenwärtiger
Emissionen. Sie argumentieren, dass sie ein größeres Emis-
sionsbudget für den Betrieb ihrer energieintensiven Wirt-
schaftssysteme benötigen. Die Entwicklungs- und Schwel-
lenländer, darunter vor allem China, plädieren für ein Prin-
zip der »historischen Verantwortung«. Je mehr ein Land in
der Vergangenheit emittiert hat, desto weniger Rechte soll
es in der Zukunft zur Verfügung haben. Denn – so wird ar-
gumentiert – es sollten über die Menschheitsgeschichte
hinweg alle Menschen, und damit alle Weltregionen, das
gleiche Recht auf die Nutzung der Atmosphäre haben. Des-
halb sollte den Menschen in reichen Ländern aufgrund
der schon verbrauchten hohen Emissionen ihrer Vorfah-
ren diese vergangenen Emissionen von ihrem Budget ab-
gezogen werden. Die Besitzer von Öl- und Gasvorkom-
men schließlich verlangen einen Verteilungsschlüssel für
Emissionsrechte, der sie für den Wertverlust kompensiert,
der ihnen durch die Festlegung von Nutzungsrechten an
der Atmosphäre entsteht. 

Bei der Frage nach der gerechten Verteilung von Emissi-
onsrechten verdient aus ethischer Sicht die Möglichkeiten
zur Erweiterung von Handlungschancen der global ärms-
ten Bevölkerungsgruppen besondere Aufmerksamkeit. Die
Gleichverteilung von Emissionsrechten für jeden Menschen
ist vor diesem Hintergrund eine vergleichsweise einfache
und pragmatische Lösung. Es lässt sich zeigen, dass ein
solcher Verteilungsschlüssel in einem globalen Emissions-
handel zu einer Nettoverteilung der Vermeidungskosten
führt, bei der die Entwicklungsländer die geringsten Las-
ten zu tragen haben oder sogar profitieren (vgl. Edenho-
fer et al. 2010a, 172). Mittel- bis langfristig erscheint da-
her aus ethischer Perspektive die Gleichbehandlung aller
Menschen bei der Verteilung des neu zu schaffenden Ver-
mögens aus »Rechten an der Erdatmosphäre« als über-
zeugendste Option und hilfreicher Fokuspunkt in den Ver-
handlungen. Ein erfolgreiches internationales Abkommen
muss für seine Akzeptanz aber nicht nur ethisch überzeu-
gend ausgestaltet sein, sondern auch die Interessen der
verschiedenen Akteure berücksichtigen.

Politische Ökonomie der internationalen
Klimaverhandlungen: Klimastabilisierung als 
öffentliches Gut

Staaten orientieren sich erfahrungsgemäß nicht primär an
ethischen Erwägungen, sondern vor allem an ihrem natio-
nalen Interesse. Spieltheoretische Analysen zeigen, dass
dies in der Klimapolitik zu einem typischen sozialen Dilem-
ma führt. Das Problem der Stabilisierung des globalen Kli-
mas durch Emissionsreduktionen weist nämlich alle Eigen-
schaften eines öffentlichen Gutes auf: Die Reduktionen ei-
nes Landes kommen allen Ländern zu Gute, und keines lässt
sich von den Vorteilen eines stabileren Klimas ausschlie-
ßen. Die Kosten der Reduktion fallen aber zunächst nur für
dasjenige Land an, das klimapolitische Anstrengungen un-
ternimmt. Dann aber hat jedes sich rational-egoistisch ver-
haltende Land einen Anreiz, als Trittbrettfahrer aufzutreten
und die anderen reduzieren zu lassen. Am Ende reduziert
keiner seine Emissionen, obwohl dies im gemeinsamen In-
teresse aller wäre. Die Menschheit befindet sich nach die-
ser Theorie in einem klassischen Gefangenendilemma (vgl.
etwa Barrett 2003).

Daher muss sich ein internationales Klimaabkommen aus
spieltheoretischer Sicht für jeden der Nationalstaaten loh-
nen, denn sie vergleichen ihren individuellen Gesamtnutzen
als Teilnehmer einer solchen Koalition mit ihrem Nutzen als
Trittbrettfahrer außerhalb der Koalition (vgl. Barrett 2003;
Finus 2001). Nur wenn sie innerhalb der Koalition besser
gestellt sind, treten sie einem Abkommen bei. Spieltheore-
tische Analysen zeigen, dass bei Verhandlungen mit weni-
gen Akteuren stabile Abkommen mit relativ hoher Teilneh-
merzahl auch zwischen egoistischen Staaten möglich sind
(vgl. Carraro und Siniscalco 1993). Problematischer sind je-
doch Verhandlungen mit vielen Akteuren (an den Verhand-
lungen unter der Klimarahmenkonvention etwa nehmen
194 Vertragsstaaten teil). Zwar ist es für einige wenige Län-
der auch bei einer großen Zahl von Spielern noch rational,
eine Klimaschutzkoalition zu bilden. Für den Großteil der
übrigen Länder ist es jedoch vorteilhafter, sich als Tritt-
brettfahrer zu verhalten. Sobald einige andere Länder bei
der Emissionsminderung in Vorleistung treten, lohnt es sich
nicht mehr, die Kosten zusätzlicher Emissionsreduktionen
auf sich zu nehmen. 

Der Anreiz zum Trittbrettfahren wird dadurch erhöht, dass
Länder durch Klimaschutz – z.B. die Einführung eines Prei-
ses für Treibhausgasemissionen – Wettbewerbsnachteile er-
leiden können, wenn sie Emissionen im nationalen Alleingang
reduzieren, da dies dazu führt, dass der Preis von Produk-
ten mit hohem Emissionsanteil auf den Weltmärkten steigt.
Auch führt die Reduktion der Nachfrage nach fossilen Brenn-
stoffen durch klimapolitische Vorreiter zu sinkenden fossilen
Rohstoffpreisen. Länder, die sich nicht an der Klimapolitik be-
teiligen, weiten dann ihre Nachfrage nach den billigeren fos-
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silen Brennstoffen aus, was die Effektivität der Klimapolitik
unterminiert und zudem Wohlfahrtsgewinne für Trittbrettfah-
rer generiert. Es scheint also, als seien die internationalen Kli-
maverhandlungen zu einem Scheitern verurteilt. 

Strategien zur Überwindung des Sozialen Dilemmas

Bislang liegen keine überzeugenden Vorschläge für ein er-
folgreiches internationales Klimaabkommen vor, allerdings
gibt es einige vielversprechende Ansätze. Zentral dabei ist,
dass das Verhältnis von Kosten und Nutzen von Klimaschutz-
maßnahmen für die einzelnen Länder so modifiziert wird,
dass sie zu mehr Klimaschutz und größerer Kooperation be-
reit sind und damit das Paradox internationaler Umweltab-
kommen unterlaufen werden kann. 

Das Paradox internationaler Umweltabkommen kann fol-
gendermaßen zusammengefasst werden (vgl. Barrett 1994):
Immer dann, wenn von einem internationalen Abkommen
alle Teilnehmer in hohem Maße profitieren würden, ist der
Anreiz besonders hoch, sich als Trittbrettfahrer zu verhalten.
Je entbehrlicher sie dagegen sind, umso wahrscheinlicher
ist es, dass sie zustande kommen. Abkommen, denen sich
viele Länder anschließen, sind nur dann stabil, wenn ihnen
über die nationalen Anstrengungen hinaus keine bedeu-
tenden zusätzlichen Lasten aufgebürdet werden. Dann al-
lerdings bleibt der Effekt solcher umfassenden Abkommen
gering. Damit es zu einem ambitionierten Klimaschutz
kommt, müssen die Staaten entweder die Kosten der Emis-
sionsreduktion als relativ gering einschätzen, die Folgen des
Klimawandels für ihr Land als relativ schwerwiegend erach-
ten, oder beides. Unter diesen Voraussetzungen würden sie
ihre Emissionen auch ohne internationales Abkommen re-
duzieren. Liegen die wahrgenommenen Schäden jedoch in
einer vergleichbaren Größenordnung wie die Kosten der Re-
duktion, tritt das Paradox der internationalen Abkommen
besonders deutlich auf.

Wir diskutieren im Folgenden einige Ansätze, die das wahr-
genommene Verhältnis von Kosten und Nutzen modifizie-
ren könnten (vgl. auch Buchholz und Rübbelke 2011):

– Reduktion der Kosten des Klimaschutzes durch effizien-
te Klimapolitik, technische Innovationen und positive Zu-
satzeffekte von Emissionsreduktionen,

– Verknüpfung klimapolitischer Abkommen mit anderen in-
ternationalen Verhandlungsthemen, z.B. Transferzah-
lungen und Technologieabkommen, und

– Reputation als kooperativer Verhandlungspartner und
ethische Anerkennung.

Effiziente Politiken und positive Zusatzeffekte

Das oben diskutierte Paradox der internationalen Umwelt-
abkommen zeigt, dass eine Reduzierung der Vermeidungs-

kosten die Bereitschaft zu Klimaschutz und Kooperation
erhöht. Daher ist es sinnvoll, über Maßnahmen nachzuden-
ken, mit denen die Kosten von Emissionsreduktionen mini-
miert werden. 

Ein zentraler Faktor für die Minimierung von Klimaschutz-
kosten sind effiziente Politikinstrumente. Das bis zum Jahr
2020 verabschiedete Klimapaket der Europäischen Union
enthält zahlreiche sinnvolle Elemente einer effizienten Klima-
politik, insbesondere das EU ETS als Emissionshandelssys-
tem für Unternehmen, sowie komplementäre Technologie-
politiken wie die Unterstützung von Pilotprojekten zur Ab-
scheidung und Einlagerung von CO2. Technologiepolitiken
in Ergänzung zur Emissionsbepreisung sind dann sinnvoll,
wenn zusätzliche Marktversagen über die Klimaexternalität
von Emissionen hinaus existieren. Dies ist bei Niedrigemis-
sionstechnologien zum Beispiel dann der Fall, wenn tech-
nologische Lerneffekte nicht vollständig internalisiert wer-
den (vgl. Kalkuhl, Edenhofer und Lessmann 2012).

Gleichzeitig besteht auch in der EU-Klimapolitik noch Spiel-
raum für Verbesserungen: So sollten etwa alle Sektoren, al-
so auch der Transport- und Gebäudebereich, in das Euro-
päische Emissionshandelssystem einbezogen werden (vgl.
Flachsland et al. 2011). Angesichts der geplanten Emissi-
onshandelssysteme in Kalifornien, in China und in anderen
OECD-Staaten wie etwa Australien und Südkorea ist die Ver-
knüpfung solcher regionalen Systeme eine vielversprechen-
de Option zur Minderung von Klimaschutzkosten (vgl. Flachs-
land, Marschinski und Edenhofer 2009). 

Die Entwicklung klimafreundlicher Technologien ist für eine
kostengünstige Lösung des Klimaproblems unabdingbar.
Je schneller und billiger die Alternativen zu Kohle, Öl, Gas
verfügbar sind, umso geringer fallen die globalen und re-
gionalen Klimaschutzkosten aus. Bereits heute sind die Kos-
tenstrukturen einiger erneuerbarer Energietechnologien mit
denen traditioneller Energietechnologien konkurrenzfähig
(vgl. Edenhofer et al. 2011). Indem eine gute Technologie-
politik die wirtschaftliche Abhängigkeit von der knappen Res-
source Atmosphäre vermindert, reduziert sie zudem den
Wert der global verfügbaren Emissionszertifikate. Dadurch
steht bei den internationalen Verhandlungen um Emissi-
onsrechte weniger auf dem Spiel. Eine gute Technologie-
politik dürfte daher ein entscheidender Beitrag für eine Bei-
legung des oben beschriebenen Verteilungskonfliktes um
die Klimarente sein. Klimapolitische Vorreiter könnten zudem
einen besonderen Fokus auf die Entwicklung kostengüns-
tiger Vermeidungstechnologien legen, um so durch eine Re-
duktion der Klimaschutzkosten (sowie die Unsicherheit über
diese Kosten) zögerliche Regionen zu mehr Klimaschutz zu
bewegen. Wenn in der Zukunft tatsächlich weltweit ambi-
tionierte Klimaziele eingeführt werden, könnten solche Vor-
reiterregionen möglicherweise auch vom Export bereits ent-
wickelter Klimaschutztechnologien profitieren. 
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Eine effiziente Klimapolitik muss zudem alle Vermeidungs-
optionen berücksichtigen, und zwar nicht nur im Energie-
system, sondern auch bei der Vermeidung der Entwaldung
– immerhin 20% der globalen Emissionen könnten vermie-
den werden, wenn die Abholzung beendet und der Wald-
bestand stabilisiert würde – sowie anderer Treibhausgase
wie Lachgas und Methan. 

Schließlich erhöhen positive Zusatzeffekte wie etwa saube-
re Luft, verringerte Energieimporte oder auch die gesund-
heitlichen Wirkungen bei der Benutzung von Fahrrädern den
Nutzen des Klimaschutzes. Da solche Effekte typischer-
weise auf subnationaler Ebene auftreten, haben auch poli-
tische Einheiten wie Bundesstaaten oder Kommunen einen
Anreiz, sie zu implementieren. 

Elinor Ostrom (2009) weist darauf hin, dass ein mehrstufiger
klimapolitischer Ansatz durch solche Zusatzeffekte anreiz-
kompatibel und damit auch realistisch sein kann. Der Vorteil
solcher lokalen Initiativen sind Emissionsminderungen in –
möglicherweise – global relevantem Umfang. Darüber hinaus
kann argumentiert werden, dass solche subnationalen An-
strengungen die nationalen Kosten des Klimaschutzes aus
Sicht international verhandelnder Politiker reduzieren, so dass
diese ehrgeizigeren internationalen Abkommen zustimmen
können. Zudem können lokale Klimaschutzinitiativen als po-
litisches Signal darüber verstanden werden, dass Teile der
Bevölkerung eine ambitionierte Klimapolitik unterstützen. 

Seitenzahlungen und CO2-Zölle

Die Theorie internationaler Umweltabkommen zeigt, dass
eine gezielte Verknüpfung von Verhandlungen über Emissi-
onsverminderungen mit finanziellen oder anderen Transfers
sowie Themen der exklusiven Entwicklungs- und For-
schungszusammenarbeit die Chancen der Kooperation auch
zwischen eigennützigen Staaten verbessern kann (vgl. Less-
mann und Edenhofer 2011; Carraro, Eyckmans und Finus
2006). Der Beitritt Russlands zum Kyoto-Protokoll etwa wur-
de durch die Zusage der EU forciert, Russland im Gegen-
zug bei seinen Bemühungen um einen WTO-Beitritt zu un-
terstützen. Mögliche künftige Optionen sind gemeinsame
Forschungsabkommen sowie direkte Transfers von Geld,
Technologien oder anderen Gütern. 

Diese Überlegungen werfen zudem ein anderes Licht auf die
regionale Verteilung von Emissionsrechten in einem globa-
len Emissionshandelssystem. So ist neben einer ethisch
wünschenswerten Verteilung von Emissionsrechten auch
die Frage des Beitritts zu einem Klimaschutzabkommen zu
berücksichtigen. In den internationalen Verhandlungen könn-
ten Regionen mit relativ ambitionierten Klimazielen zurück-
haltende Länder durch die Konzession von Emissionsrech-
ten zur Übernahme von bindenden Emissionszielen bewe-
gen (vgl. Keohane und Raustiala 2008). Der Zielkonflikt zwi-

schen Effizienz (Abschluss eines globalen Abkommens) und
Fairness (z.B. Gleichbehandlung) wird gelöst werden müs-
sen. So muss überlegt werden, ob Nationen mit großen fos-
silen Ressourcenvorkommen zumindest teilweise für den
Verlust ihrer Ressourcenrenten kompensiert werden. Russ-
land erhielt im Gegenzug für seine Teilnahme am Kyoto-Pro-
tokoll eine großzügige Überausstattung mit Emissionsrech-
ten. Dieser »Erfolg« wurde allerdings mit deutlich verminder-
ten globalen Emissionsverminderungen erkauft. 

Da die Anreizstrukturen der Länder in den realen Verhand-
lungen nicht immer bekannt sind, haben alle Länder einen
Grund, ihre Bereitschaft zur Übernahme von Emissionszie-
len zu untertreiben. Die Bereitstellung von Informationen über
regionale Kosten und Nutzen des Klimaschutzes könnte da-
zu beitragen, diese Unsicherheiten zu verringern und so das
Spiel um den bestmöglichen Vertragsabschluss zu verkür-
zen (vgl. Jakob und Lessmann 2012). 

Sanktionsmechanismen wie etwa Handelszölle können eben-
falls die Kooperationschancen erhöhen (vgl. Lessmann, Mar-
schinski und Edenhofer 2009). Diese Sanktionen verursa-
chen allerdings auch bei den Staaten Kosten, die diese Maß-
nahmen androhen, so dass der Spielraum für glaubhafte
Sanktionen begrenzt ist. Zum Beispiel könnten, um Wett-
bewerbsnachteile durch Emissionsreduktionen zu vermei-
den, Zölle an den CO2-Anteil gehandelter Güter aus Regio-
nen ohne CO2-Bepreisung gekoppelt werden. Dies ist allein
schon darum sinnvoll, weil der güterwirtschaftliche Außen-
handel auch zu CO2-Exporten führt. So ist China nicht nur
Nettoexporteur von Gütern und Kapital, sondern gegenüber
Europa und den USA auch Nettoexporteur von CO2-Emis-
sionen (vgl. Peters et al. 2011). Die EU zum Beispiel würde
so gewährleisten, dass die Emissionskosten aller hier kon-
sumierten Güter in den Preisen der Endprodukte enthalten
sind, auch wenn diese importiert werden. 

Jenseits des Homo Oeconomicus

Auch internationale Beziehungen spielen sich nicht in ei-
nem normativen Vakuum ab. Die Verhandlungsmacht von
Staaten hängt auch von ihrer Reputation in der Weltöf-
fentlichkeit ab. So ist in der Theorie internationaler Bezie-
hungen ein Paradigmenwechsel zu beobachten, wie er sich
analog seit geraumer Zeit in der modernen Ökonomik ab-
zeichnet: Das restriktive Verhaltensmodell des »rationalen
Egoisten« wird erweitert (z.B. Keohane und Ostrom 1995;
Hasenclever, Mayer und Rittberger 1997; Ostrom 2003).
Staaten können durch Vorleistungen und Reziprozität im
Bereich Klimapolitik demonstrieren, dass sie international
glaubwürdige Verhandlungspartner sind, was sich für sie
im Sinne verbesserter Aussichten auf gewinnbringende zu-
künftige Kooperationen auch in anderen Politikfeldern aus-
zahlen kann. Ein wichtiger Aspekt beim Aufbau von Re-
putation und Vertrauen im Rahmen der internationalen Kli-
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maverhandlungen wird etwa die Einhaltung der in Kopen-
hagen zugesagten Finanztransfers seitens der Industrie-
länder sein (vgl. WBGU 2010). 

Darüber hinaus ist es ein geradezu triviales Ergebnis der
Theorie öffentlicher Güter, dass ein gewisses Maß an Altruis-
mus zu gesteigerten Anstrengungen in der Bereitstellung
des öffentlichen Gutes führt. Die empirische Relevanz von
Altruismus und Reputation in den internationalen Klima-
schutzverhandlungen mag zwar skeptisch beurteilt werden.
Aber auch über die Klimaverhandlungen hinaus wird eine in-
tensive Diskussion darüber geführt, wie sich die Definition
des nationalen Interesses unter den Bedingungen globaler
Risiken erweitern lässt (vgl. Messner 2010). 

Schluss

Die Klimapolitik ist untrennbar mit verteilungspolitischen Fra-
gen verknüpft: fossile Ressourcenrenten werden in eine Kli-
marente transformiert. Ambitionierte Klimapolitik erfordert
zudem einen Strukturwandel: Um die Dekarbonisierung der
Weltwirtschaft bis Ende des 21. Jahrhunderts politisch zu
ermöglichen, müssen kostengünstige Alternativen zur Nut-
zung von Kohle, Öl und Gas entwickelt werden.

Nationale Klimapolitik kann langfristig nur erfolgreich sein,
wenn globale Kooperation gelingt. Auf der globalen Ebene
ist es zwar sehr unwahrscheinlich, dass es bereits auf einer
der nächsten UNFCCC-Konferenzen zu einer verbindlichen
Zuteilung regionaler Emissionsbudgets im Rahmen des 2°C-
Ziels kommt. Dennoch werden Nationalstaaten aus einer Rei-
he von Gründen erste Schritte zur Verminderung ihrer Emis-
sionen unternehmen. Die Einrichtung des grünen Technolo-
giefonds in Cancún ist ein weiterer Schritt in die richtige Rich-
tung, Mechanismen zur Vermeidung der Entwaldung sowie
der Aufbau von Anpassungskapazitäten an den unvermie-
denen Klimawandel sind weitere Felder, in denen sichtbare
Fortschritte möglich sind. 

Im Falle eines umfassenden und ambitionierten globalen Ab-
kommens werden klimapolitische Maßnahmen letztlich lo-
kal und regional auf mehreren Handlungs- und Regulierungs-
ebenen koordiniert und durchgeführt werden müssen. Da-
her ist es sinnvoll, bereits jetzt die erforderlichen institutio-
nellen Rahmenbedingungen zu schaffen und klimapolitische
Bemühungen in zahlreichen Regionen auch ohne ein inter-
nationales Abkommen umzusetzen. 

Mit Blick auf die Empirie der Verhandlungen muss nüchtern
festgehalten werden, dass das Kyoto-Protokoll von den USA,
die darin die höchsten Kosten zu tragen gehabt hätten, nicht
unterzeichnet wurde, und die USA derzeit auch nicht an ei-
nem Kyoto-II-Abkommen interessiert sind. Die Kopenhage-
ner Vereinbarung über regionale Emissionsreduktionen von

2009 kann kaum als ein ernsthaftes Klimaabkommen betrach-
tet werden. Immerhin aber haben sich die Nationalstaaten zu
Emissionsreduktionen bereit erklärt, die die globale Erderwär-
mung bis 2100 mit 50%iger Wahrscheinlichkeit auf etwa 3°C
relativ zum vorindustriellen Niveau begrenzen würde (vgl. Ro-
gelj et al. 2010). Allerdings bleibt offen, ob die Länder ihre
Zusagen auch tatsächlich einlösen werden. Die Zusage der
USA etwa, ihre Emissionen bis 2020 um 17% gegenüber dem
Jahr 2005 zu reduzieren, ist an die Bedingung geknüpft, dass
es zu einer entsprechenden klimapolitischen Gesetzgebung
in den USA kommt. Die Chancen dafür sind jedoch auf Jah-
re hinaus gering. Es ist auch unklar, in welchem Ausmaß mit
den Vereinbarungen von Kopenhagen das Risiko eines ge-
fährlichen Klimawandels tatsächlich vermindert wird, denn ei-
ne zwanzigprozentige Wahrscheinlichkeit einer Erderwärmung
zwischen 4 bis 5° schon bis 2100 bleibt auch dann bestehen,
wenn alle Länder ihre Emissionen auf diesem Niveau stabili-
sieren würden (vgl. Rogelj et al. 2010). 

Die internationalen Klimaschutzanstrengungen sind freilich
nicht allein auf die Verhandlungen im Rahmen der Vereinten
Nationen begrenzt. Die Europäische Union hat sich das uni-
laterale Ziel gesetzt, ihre Emissionen im Jahr 2020 um 20%
gegenüber dem Niveau von 1990 zu begrenzen, und hat zur
Erreichung dieses Ziels neben dem EU Emissionshandels-
system ein umfassendes Paket klimapolitischer Maßnah-
men verabschiedet. Die deutsche Energiewende wird in-
ternational mit größter Aufmerksamkeit verfolgt und könn-
te bei einem Gelingen eine große Signalwirkung entfalten.
Australien führt gerade sein nationales Emissionshandels-
system ein, Kalifornien plant die Einführung eines sektor-
übergreifenden Emissionshandelssystems ab 2012, und in
China werden derzeit in mehreren Provinzen Emissions-
handelssystemen als Pilotversuche für die nationale Ebene
aufgebaut. 

Während Initiativen auf nationaler und sub-nationaler Ebe-
ne wichtige Bausteine der Klimapolitik sind, bleibt ein glo-
bales Abkommen zur Koordination von Emissionsreduktio-
nen mittelfristig aber von zentraler Bedeutung. In einer sub-
sidiären Arbeitsteilung zur Bewirtschaftung des knappen glo-
balen Gemeinschaftsgutes Atmosphäre zwischen den ver-
schiedenen politischen Ebenen liegt die Aufgabe der natio-
nalen sowie regionalen Ebene zunächst in der effizienten Im-
plementierung von Klimapolitiken. Die internationale Ebene
bleibt zur Überwindung der Anreize zum Trittbrettfahren und
die Sorgen über die Kosten ambitionierter unilateraler Re-
duktionen unverzichtbar. 
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